
14. Fachkongress der DGCC, 

Workshop1: 

 

Entlassmanagement im 

Krankenhaus - 

Eine interdisziplinäre 

Herausforderung 



 Dipl. Sozialpädagogin/ -arbeiterin (FH) 

 Case Managerin (DGCC) 

 Case Management-Ausbilderin (DGCC) 

 Systemische Beraterin (SG) 

 Ethikberaterin im Gesundheitswesen (AEM) 

 

 Hauptberuflich Leitung Sozialdienst am Alfried Krupp 
Krankenhaus, Standort Essen-Steele 

 Nebenberuflich als Case Management-Ausbilderin 
deutschlandweit 

 

www.deniselehmann.com 

 

Referentin: Denise Lehmann 

http://www.denise.lehmann.com/


 DGCC-Stellungnahme zum Rahmenvertrag 

 Auszüge aus dem Gesetzestext und Rahmenvertrag 

 Ausgangslage und Umsetzung in der Praxis 

 Chancen und Risiken 

 Fazit 

 

 

Gliederung 
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 Wichtiger Schritt zur Sicherstellung einer 
bedarfsgerechten, kontinuierlichen und möglichst 
nachhaltigen Versorgung von Betroffenen, prästationär 
bis nachstationär  

 Alle verwendeten Fachbegriffe und Formulierungen 
entsprechen inhaltlich und strukturellen Anforderungen 
eines Case Managements 

 Der Rahmenvertrag bestätigt den Patienten/ die 
Patientin als „Herr“/ „Herrin“ der Verfahrens – u.a. bzgl. 
Informationsweitergabe, Beratung und das Recht auf 
freie Wahl von Leistungserbringern 

 Mit der Versorgungsintegration soll das bestmögliche 
Ergebnis für Betroffene erreicht werden,… bei der u.a. 
Haus- u. Fachärzte, Krankenhäuser und Reha-
Einrichtungen zusammenarbeiten  

 

 

Stellungnahme der DGCC zum 

Rahmenvertrag Entlassmanagement 

DVSG; C. Stoklossa, S. Kraus & D. Lehmann; 22.06.2018 



Grundsätzliche Anforderungen 

 

„Die Krankenhausbehandlung umfasst ein Entlassmanagement zur Unterstützung 

einer sektorenübergreifenden Versorgung der Versicherten beim Übergang in die 

Versorgung nach Krankenhausbehandlung. […] Das Krankenhaus kann mit 

Leistungserbringern nach § 95 Abs. 1 Satz 1 vereinbaren, dass diese Aufgaben 

des Entlassmanagements wahrnehmen. [...] 

Der Versicherte hat gegenüber der Krankenkasse einen Anspruch auf 

Unterstützung des Entlassmanagements […].“ 

„....soweit Hilfen durch die Pflegeversicherung in Betracht kommen, kooperieren 

Kranken- und Pflegekassen miteinander. Soweit dies für die Versorgung des 

Versicherten unmittelbar nach der Entlassung erforderlich ist, können die Kranken- 

häuser die in § 92 Abs. 1 Satz 12 Nr. 6 genannten Leistungen verordnen und die 

Arbeitsunfähigkeit feststellen; hierfür gelten die Bestimmungen über die  

vertragsärztliche Versorgung.  

 

Entlassmanagement im § 39 Abs. 1a SGB V 
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Grundsätzliche Anforderungen 

 

Bei der Verordnung von Arzneimitteln können die 

Krankenhäuser eine Packung mit den kleinsten Packungsgrößenkennzeichen 

gem. der Packungsgrößenverordnung verordnen; [...].“ 

„[...] im Übrigen können die in § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 genannten Leistungen für 

die Versorgung in einem Zeitraum von bis zu 7 Tagen verordnet und die 

Arbeitsunfähigkeit festgestellt werden. [...]  

Das Entlassmanagement und eine dazu erforderliche Erhebung, Verarbeitung 

und Nutzung personenbezogener Daten dürfen nur mit Einwilligung und nach 

vorheriger Information des Versicherten erfolgen. Die Einwilligung kann jederzeit 

widerrufen werden. Information, Einwilligung und Widerruf bedürfen der 

Schriftform.“  

       

       

Entlassmanagement im § 39 Abs. 1a SGB V 

DVSG; C. Stoklossa, S. Kraus & D. Lehmann; 22.06.2018 



Rahmenvertrag zum 

Entlassmanagement 



§ 3  

Entlass-

management 

 

 

• standardisiertes EM für alle Patient*innen in multidisziplinärer Zusammensetzung 

inkl. Festlegung der Verantwortungen  

      Information auf der Homepage 

 

• Standardisiertes Assessment bei jedem Patienten, differenziertes Assessment 

bei komplexen Problemlagen 

 

• Bei notwendiger Unterstützung durch die Krankenkasse sind die Einwilligung des 

Patienten (Anlage 1b) und die Informationen aus dem Entlassplan an die 

Krankenkasse zu übermitteln 

 

• Enge Einbindung der Kranken- bzw. Pflegekasse bei der Organisation der 

nachstationären Versorgung vor Einbindung des jeweiligen Leistungserbringers  

 

• unter Verantwortung des Krankenhausarztes wird ein Entlassplan, inkl. Prüfung 

der Erforderlichkeit von Verordnungen erstellt und für alle sichtbar abgelegt 

 

• Die festgehaltenen Bedarfe werden frühzeitig eingeleitet 

 

• Das Krankenhaus stellt für Rückfragen von Leistungsanbietern vom Montags bis 

Freitags in der Zeit von 09:00 – 19:00 Uhr sowie Samstags und Sonntags von 

10:00 bis 14:00 Uhr einen zuständigen Ansprechpartner für Rückfragen der 

weiterbehandelnden Leistungserbringer zur Verfügung. Die telefonische 

Erreichbarkeit ist im Entlassbrief zu vermerken 
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Arzneimittel § 31 SGB V 

Arbeitsunfähigkeit § 48 SGB V 

Häusliche Krankenpflege § 37 SGB V 

Heilmittel § 32 SGB V 

Hilfsmittel § 33 SGB V 

Verbandsmaterial § 31 SGB V 

Soziotherapie § 33 SGB V 

 

Leistungen nach  

§ 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 

 

Krankenhäuser 

(Fachärzte) „können“ 

Verordnungen im 

Rahmen des 

Entlassmanagements 

vornehmen.  (39 Abs. 1a S. 6 SGB V) 

§ 4 und § 5   
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§ 8  

Kommunikation 

mit den 

Leistungs-

erbringern  

• Informationsaustausch zwischen Krankenhaus und Leistungserbringer 

• Bei unterbrochenen Leistungen, z.B. Hauskrankenpflege, wird diese 

frühzeitig über die geplante Entlassung informiert  

• Gleichzeitig informiert der einweisende Arzt das Krankenhaus über die 

bisherige Versorgung der Patient*innen 

• Bei Bedarf führt das Krankenhaus ein Gespräch mit dem 

weiterbehandelnden Arzt 

• Bei komplexen Versorgungsbedarf erfolgt ein zeitnahe Anbindung an 

den weiterbehandelnden Arzt 

§ 10 

Unterstützung 

durch die 

Kranken- und 

Pflegekassen 

• Bereitstellung von Informationen zu Versorgungsstrukturen 

• Beratungspflicht gegenüber Patient*innen 

• Gemeinsame Organisation der nachstationären Versorgung 

• Unterstützung durch Pflegeberater*innen nach § 7a SGB XI 

• Bei individuellem Erfordernis patientenbezogene Unterstützung bei 

der Umsetzung des Entlassmanagements 

• Antragsprüfung und Information über die Entscheidung an 

Patient*innen und Krankenhaus 

• Telefonische Erreichbarkeit eines verantwortlicher Ansprechpartner für 

das Entlassmanagement während den Geschäftszeiten 
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Wirtschaftlichkeitsgebot  

gem. § 12 SGB V 

 „Die Leistungen müssen ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich sein; 

sie dürfen das Maß des Notwendigen nicht überschreiten. Leistungen, die 

nicht notwendig oder unwirtschaftlich sind, können Versicherte nicht 

beanspruchen, dürfen die Leistungserbringer nicht bewirken und die 

Krankenkassen nicht bewilligen….“ 
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Krankenhäuser dürfen nur dann Verordnungen ausstellen, „soweit dies für die 

Versorgung des Versicherten unmittelbar nach der Entlassung erforderlich ist“.   

§ 39 Abs. 1a Satz 6 SGB V 

Die Verordnung ist nur zulässig, wenn die Versorgung des Patienten im Anschluss 

an die Krankenhausbehandlung nicht auf andere Art und Weise sichergestellt 

werden kann. 

Erforderlichkeit von Verordnungen 
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„Der Patient ist ausdrücklich auf das Recht der freien Wahl des 

Leistungserbringers hinzuweisen. Eine Bevorzugung eines Anbieters ist 

nicht statthaft. Vereinbarungen oder Absprachen zwischen den 

Krankenhäusern und Apotheken oder sonstigen Leistungserbringern 

veranlasster Leistungen, die auf eine Zuweisung von Patienten abzielen, 

sind unzulässig.“  § 4 Abs. 6 Rahmenvertrag 

 

 

 

Anforderungen Freie Wahl des Leistungserbringers 
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Exkurs: Entlassmanagement in der Rehabilitation 

 Diesbezüglicher Rahmenvertrag wird derzeit verhandelt und bezieht sich auf 

RehabilitandInnen gem. § 40 SGB V 

 Prognose: Verhandlung in 2018 abgeschlossen und wird gültig in 2019 

 

 Inhalte u.a.: 

 Feststellung des Versorgungsbedarfs im Anschluss an die Rehabilitation 

 Einleitung der erforderlichen medizinischen und pflegerischen 

Anschlussversorgung 

 Erstellung eines Reha-Entlassungsberichts nach einheitlichen Vorgaben 
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Ausgangslage und 

Umsetzung in der 

Praxis 



Unklarheiten in den  

Verantwortlichkeiten Entlassungen vor  

oder am Wochenende 
Fehlende Möglichkeit  

der Verordnungen           Ungenaue  

Entlassungsbriefe 
zu späte Kontaktaufnahme 

 zu Nachversorger Kommunikations- 

probleme 

Fehlende Festlegung  

Entlassungsdatum 

Mangelnde personelle  

Ressourcen 

Defizite im Entlassmanagement 
nach DKI und Aqua Institut 

Fehlende Überleitung  

Hausarzt 
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Regelprozess- 

darstellung DVSG 

 

by Sibylle Kraus 



 Information und Einwilligung zu E-Management für alle Patient*innen 

 Zustimmung Datenweiterleitung für alle Patient*innen 

 Initiales Assessment, ggf. differenziertes Assessment 

 Multiprofessioneller Entlassplan (Hilfeplan) 

 Entlassbrief inkl. Medikationsplan 

 Vorerst Pseudoarztnummer ab 01.01.2018 geplant lebenslange Arztnummer 

 Verordnungen mit zertifizierter Software 

 Regelung zu ggf. erforderlicher Einbindung Kranken-/ Pflegekasse vor 

Einbindung der Nachversorger u.ä. 

 Regelungen zu ggf. einzubindenden externen Nachversorgern u.ä. 

 Ansprechpartner mit Kontaktdaten für das Entlassmanagement 

Standardisierung/ Anpassung der internen  
und sektorenübergreifenden Prozesse 
gemäß Rahmenvertrag 
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 Definierung standardisierter Prozess inkl. Regelung 
der Verantwortlichkeiten im Team 

 Screening bzgl. Patienten mit komplexen 
Problemlagen 

 Assessments 

 Prüfung der Erforderlichkeit von und Umsetzung der 
Verordnungen (Schulungsbedarf!) 

 Steuerung mit bzw. durch die Krankenkassen?!? 

 

Perspektive: 

 Evaluation Entlassmanagement  

An welchen Punkten ist die Interdisziplinarität 

besonders gefordert: 
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Beispiel: Prozess der Hilfsmittelorganisation 
  

1. Zuständigkeit für die rechtzeitig zum geplanten Entlasstag 

Organisation liegt je nach Hilfsmittel bei Pflege oder Sozialdienst. 

 

2. Absprache über die für die Entlassung notwendigen Hilfsmittel 

erfolgt jeweils mit Patient/ gesetzl. Vertretung und Arzt. Gewünschter 

Anbieter wird durch Pflege oder Sozialdienst ermittelt. 

 

3. Vorbereitung der Verordnung durch Stationssekretariat, bei deren 

Abwesenheit Pflege oder Arzt direkt. Vorab-Fax an gewünschten 

Hilfsmittelanbieter zur weiteren Organisation. 

 

4. Bei Bedarf Anruf auf Wiedervorlage durch Pflege/ 

Stationssekretariat oder Sozialdienst beim Anbieter mit dem Fokus 

auf rechtzeitige Auslieferung zum oder am Entlasstag. 
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Unterstützung des Entlassmanagements durch 

die Krankenkassen 
  

DVSG; C. Stoklossa, S. Kraus & D. Lehmann; 22.06.2018 

 Bislang nur sehr vereinzelt erfolgt, oftmals Unkenntnis des neuen Sachverhalts  

 Zum Teil Offenlegung von einzelnen Kassen bzw. Abteilungsleitern, dass 

gewisse Regelungen aufgrund von fehlenden, personellen Ressourcen nicht 

erfüllt werden können (Vorab-Info über jede neue Versorgung, Unterstützung 

des EM) 

 Vorab-Info an Kassen erfolgte z.T. bereits vor den neuen Regelungen (z.B. 

Anträge auf Pflegegrad, Haushaltshilfe, intensivpflegerische Versorgung oder 

Anschlussheilbehandlungen) 

Kritische Wahrnehmungen und Befürchtungen: 

 Kostenorientierte Steuerung seitens der Krankenkassen (vor den neuen 

Regelungen bereits regelmäßig bzgl. Überleitung beatmeter Patienten in 

Bezug auf pflegerische Anschlussversorgung, Hilfsmittelversorgung) 

 Durch Änderung des § 301 SGB V (Datenübermittlung von 

Krankenhäusern an Krankenkassen) erhalten die Kostenträger volle 

Transparenz bzgl. erfolgten Beratungen u.a. > Steuerung „vom 

Schreibtisch“ statt durch Pflegeberatung „am Patientenbett“? 

 Agieren Krankenkassen in roten Zahlen neutral und patientenorientiert? 



Weiterführende Informationen, auch bzgl. 

Evaluationskriterien… 
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 Ist nicht vorgeschrieben bislang! 

 Prognose: wird im Zuge der nächsten Reform aufgenommen 

Evaluation im Entlassmanagement  

AQUA-Institut für angewandte Qualitätsförderung und  

Forschung im Gesundheitswesen GmbH (2015):  

„Entlassungsmanagement – Konzeptskizze für ein  

Qualitätssicherungsverfahren“ 

https://www.sqg.de/projekte/konzeptskizze-

entlassungsmanagement.html 



Chancen  

und  

Risiken 



 

• Entlassmanagement/ Versorgungsmanagement erfordert eine umfassende 

ganzheitliche Sichtweise auf die Bedarfe des Versicherten  Gefahr der 

Reduzierung auf SGB V/SGB XI-Leistungen; Nicht- Berücksichtigung z.B. der 

Rehabilitation, Teilhabeorientierung, privat versicherte Patient*innen usw. 

• bürokratischer Mehraufwand (ohne zusätzliche Finanzierung!) für alle 

Berufsgruppen mit fraglichem Nutzen für Patient*innen 

• deutliche Erschwernis der Abläufe (ohne zusätzliches Personal) und damit 

Erhöhung der Verweildauer 

• Informationsbogen weckt Erwartungen und Bedürfnisse bei Patient*innen, welche 

nicht adäquat gestillt werden können 

• Lücken im System werden trotz der gesetzlichen Veränderungen nicht 

geschlossen (z.B. fehlende Kurzzeitpflegeplätze, fehlende Hauskrankenpflegen bzw. 

Mangelfinanzierung der häuslichen Krankenpflege) 

Herausforderungen und Risiken 

DVSG; C. Stoklossa, S. Kraus & D. Lehmann; 22.06.2018 



Kritische Betrachtung des Rahmenvertrages 

• durch Einbezug der Kranken-/Pflegekassen wird die Steuerungsbefugnis der 

Kostenträger gestärkt, nicht eine verbesserte Versorgung der Patient*innen 

• fraglich notwendige Umorganisation bereits etablierter gut funktionierender 

Strukturen/Verfahren (sicherlich in einem Teil der Krankenhäuser) 

• keine Gegenfinanzierung der Mehrarbeit im Krankenhaus  

• Hinweis auf Wunsch- und Wahlrecht zwingend für die Krankenhäuser, die 

Versorgungsverträge der Kassen müssen jedoch berücksichtigt werden, auch 

wenn es bedeutet, dass ein Patient von fünf Hilfsmittelanbietern versorgt wird 

• eine Verordnung von Heilmitteln garantiert noch keinen Termin in einer 

Physiotherapiepraxis 
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• Aufforderung bestehende Prozesse neu zu bewerten und ggf. anzupassen 

• Klärung von Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten  bietet Chance 

der Ressourcenkompensation durch Aufteilung 

• Aufforderung frühzeitig die Entlassung im Blick zu haben  Entlassung 

beginnt mit der Aufnahme bzw. teilweise bereits davor! 

• Gemeinsamer Entlassplan für alle am Entlass Prozess beteiligten 

Berufsgruppen  Klarheit und Steigerung der Wahrnehmung von 

Problemlagen außerhalb des medizinischen Kontext 

• Sensibilisierung durch Screening 

Chancen und Möglichkeiten 
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Persönliches Fazit 

 

 Interdisziplinarität >  
• ist stärker vorgeschrieben bzw. wird noch notwendiger als ohnehin 

schon 

• Bzgl. der Krankenkassen kritisch zu beobachten 

 Nutzerbeteiligung >  
• Wichtig, dass es gesetzlich vorgeschrieben ist 

• Echte Stärkung dieser durch den Rahmenvertrag ist fraglich 

 

 Die zusätzlichen Aufgaben sind nur durch mehr personelle 
Ressourcen angemessen zu bewältigen sowie im Verhältnis 
von Aufwand und Nutzen fraglich zu sehen 

 

 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
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Homepages 

• Bundesministerium für Gesundheit 

     www.bmg.de 

• Gemeinsamer Bundesausschuss (G-BA) 

 www.g-ba.de  

• Spitzenverband Bund der Krankenkassen  

 www.gkv-spitzenverband.de   

• Medizinischer Dienst der Krankenversicherung (MDK)  

     www.mdk.de 

• Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) 

     www.dkgev.de  
 

• Deutsche Vereinigung für Soziale Arbeit im  

    Gesundheitswesen (DVSG) www.dvsg.org 
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